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§jgben-Punkte-Offensive 

Arbeit für alle 
durch Soziale 
Marktwirtschaft 

le Arbeitslosigkeit, von der inzwischen fast 
2wei Millionen Menschen betroffen sind, ist ei- 
ne ungeheure Herausforderung an den demo- 
kratischen Staat. Die CDU wird die von der Ar- 
beitslosigkeit betroffenen Mitbürger nicht im 
«tich lassen und alles tun, um die Ursachen 

er Arbeitslosigkeit zu bekämpfen, erklärte 
"elmut Kohl auf einer Sitzung des Parteipräsi- 
a,ums in Bonn (8.Februar). 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat auf ihrer 
^'tzung am 9. Februar 1982 einstimmig eine Sie- 
°en-Punkte-Offensive für eine neue Wirt- 
dpt^s" und Beschäftigungspolitik verabschie- 

Das sind die sieben Punkte: 
j. Den Haushalt in Ordnung bringen 

••• Mehr private und öffentliche 
Investitionen 

[II- Mehr Selbständige 
'V- Mehr Wohnungen bauen 
V- Den technischen Fortschritt fördern 

Vj- Tarifpartner tragen Verantwortung 
v»- Den Arbeitsmarkt öffnen 
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Die Sieben-Punkte-Offensive für eine neue 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt hat sich 
drastisch verschlechtert. In der Bundes- 
republik Deutschland gibt es zur Zeit 
fast zwei Millionen Arbeitslose. Das sind 
600 000 Arbeitslose mehr als vor einem 
Jahr. Diese Arbeitslosigkeit bedeutet 
nicht nur eine Belastung für unsere Wirt- 
schaft, sondern bedeutet für Millionen 
Menschen ein schweres menschliches 
Schicksal. 
Diese hohe Arbeitslosigkeit ist das Ergeb- 
nis schwerer Fehler der Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Gesellschaftspolitik der SPD/ 
FDP-Koalition. Ausufernde Staatsver- 
schuldung, eine kollektive, nur noch nach 
Quoten und nicht mehr am einzelnen 
Menschen orientierte Sozialpolitik, über- 
zogene Belastung mit Steuern und Abga- 
ben, eine ausufernde Bürokratisierung auf 
allen Ebenen markieren den Weg in diese 
Krise und haben verhindert, daß die deut- 
sche Wirtschaft die aus der weltwirt- 
schaftlichen Entwicklung resultierenden 
Belastungen rechtzeitig und ausreichend 
auffangen konnte. 
Die Folgen jahrelanger schwerer Fehler 
können nicht kurzfristig mit sogenannten 
Beschäftigungsprogrammen beseitigt 
werden. Vielmehr bedarf es einer grund- 
sätzlichen Kursänderung unserer Wirt- 
schafts-, Finanz- und Gesellschaftspolitik, 
die es den Unternehmern, den Arbeitneh- 
mern und unseren ausländischen Partnern 
ermöglicht, wieder Vertrauen in die Zu- 
kunft der Bundesrepublik Deutschland zu 
gewinnen. 
Das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit 
des Staates muß wiederhergestellt wer- 
den, Vertrauen in die Stabilität unseres 
demokratischen Rechtsstaates und in un- 
sere Verläßlichkeit als Partner im freien 
Europa und im Atlantischen Bündnis. Ver- 
trauen im In- und Ausland ist die wichtig- 

ste Voraussetzung für einen dauerhaft ge- 
sicherten Aufschwung. Dazu muß jetzt 
Klarheit über die künftige Wirtschafts-, Fi- 
nanz- und Sozialpolitik geschaffen wer- 
den. 
Die Grenze der Belastbarkeit durch Steu- 
ern und Sozialabgaben ist für Arbeitneh- 
mer und Unternehmen erreicht. Offene 
und heimliche Steuererhöhungen weisen 
keinen Weg aus der Wirtschaftskrise und 
der Arbeitslosigkeit. Sie sind kein Mittel 
zur Belebung der Wirtschaft, wirken unso- 
zial und belasten unnötig die Tarifverhand- 
lungen. Deshalb wird eine Mehrwertsteuer- 
erhöhung nicht die Zustimmung der 
CDU/CSU finden. 
Die Arbeitslosigkeit ist das Ergebnis der 
Tatsache, daß SPD und FDP die Grundsät- 
ze der Sozialen Marktwirtschaft jahrelang 
verletzt haben. CDU und CSU als klassi- 
sche Parteien der Sozialen Marktwirt- 
schaft fordern daher eine konsequente 
Politik der Sozialen Marktwirtschaft. Wir 
legen dazu eine Sieben-Punkte-Offensive 
für eine neue Wirtschafts- und Beschäfti- 
gungspolitik vor: 

I. Den Haushalt in Ordnung 
bringen 
1. Vorrangiges finanzpolitisches Ziel für 
die CDU/CSU ist, den Schuldenzuwachs 
abzubauen und die Gesundung der 
Staatsfinanzen über die Ausgabenseite zu 
erreichen. Dazu sind Kürzungen bei Lei- 
stungsgesetzen und Subventionen unab- 
weisbar (siehe Sparbeschlüsse der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion vom 9. Septem- 
ber 1981). Durch eine solide Finanzpolitik 
werden wesentliche Voraussetzungen für 
eine nachhaltige Senkung des Zinsniveaus 
geschaffen. Niedrigere Zinsen sind unver- 
zichtbar für mehr Investitionen. 



UiD 5-11. Februar 1982 • Seite 3 

2; Die Grundlagen unseres Systems so- 
zialer Sicherung sind durch die sinkende 
W|rtschaftskraft gefährdet. Der Mißbrauch 
lnnerhalb des Systems der sozialen Siche- 
rung muß beseitigt werden. Wer einen zu- 
^utbaren Arbeitsplatz ausschlägt, obwohl 
er arbeiten kann, verwirkt den Anspruch 
auf Arbeitslosengeld und ArbeitslosenhiH 
•6- Wer krankfeiert, ohne krank zu sein," 
Rändelt   unsozial.   Wer   einen   anderen 

ankschreibt, obwohl dieser nicht krank 
,st- beteiligt sich an der Ausbeutung unse- 
res Versicherungssystems. 
Wlr werden über die Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfälle für Arbeiter, Angestellte 
und Beamte entscheiden, sobald das Er- 
9ebnis der von der Bundesregierung in 

uftrag gegebenen Überprüfung vorliegt. 
'r müssen unser Gesundheitssystem so 

formieren, daß alle ein unmittelbares Ei- 
9eninteresse an Sparsamkeit haben. 

"• Mehr private und öffentliche 
lnvestitionen 

• Investitionen   sind   der  Schlüssel  zu 
euen  Arbeitsplätzen.  Wir  dürfen  nicht 
eiter das in der Vergangenheit erarbeite- 

te Kapital aufzehren, sondern wir müssen 
r unsere Zukunft investieren. Dabei liegt 

er Vorrang bei den privaten Investitionen, 
azu muß die Finanzkraft und die Eigen- 
apitalbildung der Unternehmen gestärkt 

Werden. 

• Sobald die finanzielle Handlungsfähig- 
d des Staates wiederhergestellt ist, muß 
und Steuersystem wieder wachstums- 
w       leistungsfreundlicher    ausgestaltet 

rcJen (siehe gemeinsames Wahlpro- 
yramm von CDU und CSU), 
ren rt6r lnvestieren will, muß auch investie- 
sch en- Die Politischen und bürokrati- 
q .en lnvestitionshemmnisse müssen ab- 
ren hUt Werden- Die Genehmigungsverfah- 
be J^.'• Bau industrie"er Anlagen sind zu 
ind.  •      IQen und der Rechtsschutz bei 

ustriellen  Großvorhaben  muß  wieder 
Ka|kul,erbar werden. 

4. Die öffentlichen Investitionen müssen 
verstetigt werden. Wir werden Kürzungen 
der investiven Ausgaben im Bundeshaus- 
halt vor allem bei den Bauinvestitionen 
rückgängig machen und dies durch Um- 
schichtungen im Bundeshaushalt ermögli- 
chen. Dies gilt vor allem für die Gemein- 
schaftsaufgaben (Regionale Wirtschafts- 
struktur, Agrarstruktur und Küstenschutz 
sowie Hochschulbau), den Wohnungsbau, 
den Ausbau von Verkehrswegen, Energie- 
investitionen einschließlich Fernwärme 
und Energieeinsparung sowie Medien- 
technologie und Umweltschutz. 

III. Mehr Selbständige 
Um die Arbeitslosigkeit abzubauen, wer- 
den Erweiterungsinvestitionen und Perso- 
nenaufstockungen in bestehenden Unter- 
nehmen nicht ausreichen. Deshalb müs- 
sen die Bemühungen zur Schaffung neuer 
Unternehmen mit Nachdruck fortgesetzt 
werden. Wir wollen eine wirtschaftliche 
Ordnung mit möglichst vielen kleinen und 
mittleren Betrieben, die gewährleisten, 
daß die Menschen dort, wo sie wohnen, 
auch arbeiten. Wir brauchen eine Exi- 
stenzgründungswelle, für die wir die Vor- 
aussetzungen schaffen werden. Dazu zäh- 
len Hilfen zur Aufbringung des notwendi- 
gen Risikokapitals und Sofortabschrei- 
bungen sowie Ansparmodelle zur Exi- 
stenzgründung analog dem Bausparmo- 
dell (siehe Vorschlag der CDU/CSU zur 
staatlichen Förderung des Existenzgrün- 
dungssparens in Anlehnung an die Bau- 
sparförderung). 

Für die mittelständischen Betriebe sollen 
Erfindungen und ihre Anwendung durch 
besseren Zugang zu Patenten und neuer 
Technologie erleichtert werden. 

IV. Mehr Wohnungen 
Bauen schafft Arbeitsplätze und zieht wei- 
tere Aufträge in anderen wirtschaftlichen 
Bereichen  nach  sich.  Im Wohnungsbau 
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werden wir durch das wohnungsbaupoliti- 
sche Programm der CDU/CSU sowie 
durch die drei Gesetzesinitiativen der Uni- 
on vom Mai 1981 bestehende Investitions- 
hemmnisse abbauen. 

1. Die von der Union initiierten Verbesse- 
rungen der steuerlichen Abschreibungs- 
möglichkeiten lassen ein zusätzliches 
jährliches Wohnungsbauvolumen von et- 
wa 20 000 Wohnungen erwarten. Die Bun- 
desregierung hat im Mai 1981 steuerliche 
Abschreibungsmöglichkeiten abgelehnt. 
Erst im September 1981 schwenkte sie 
auf den Kurs der Union ein. Sie allein hat 
die zeitliche Verzögerung mit all ihren Fol- 
gewirkungen zu vertreten. 
2. Die im Dezember 1981 im Vermittlungs- 
ausschuß durchgesetzte Gesetzesinitiati- 
ve der Union zum Abbau nicht mehr ge- 
rechtfertigter Subventionen im älteren So- 
zialwohnungsbestand schafft den Ländern 
die Möglichkeit für zusätzliche Investitio- 
nen im öffentlich geförderten Wohnungs- 
bau. Allein im Dezember 1981 sind Rück- 
flüsse von öffentlichen Darlehen in Höhe 
von 741 Mio. DM erfolgt. Für die Jahre 
1982 bis 1985 wird ein Mittelaufkommen 
aus vorzeitig zurückgezahlten Darlehen, 
Ausgleichszahlungen und aus Zinsanhe- 
bungen für die vor dem 1. 1. 1970 bewillig- 
ten öffentlichen Baudarlehen in Höhe von 
insgesamt vier Mrd. DM erwartet. 
Wir appellieren an die Länder, diese Mittel 
voll für den Wohnungsbau zur Verfügung 
zu stellen sowie ihre regionalen Woh- 
nungsbauförderungsprogramme trotz an- 
gespannter Finanzlage voll zu verwirkli- 
chen und die Sonderprogramme für die 
Förderung des Wohnungsbaus zu verwirk- 

lichen. 
3. Durch die Möglichkeit, Zeitmietverträge 
abzuschließen, Staffelmieten im Neubau 
und im Bestand zu vereinbaren sowie 
durch eine zeitnahe Fortschreibung der 
Mietspiegel werden wir das Mietrecht libe- 
ralisieren und es Bauwilligen erleichtern, 

in den Mietwohnungsbau zu investieren. 
Die mietrechtlichen Bestimmungen dürfen 
einer vernünftigen und notwendigen wirt- 
schaftlichen Nutzung der Mietwohnung 
nicht entgegenstehen. Dabei hält die 
CDU/CSU an dem Grundsatz fest, daß ei- 
ne Kündigung zum Zweck der Mieterhö- 
hung ausgeschlossen bleibt. 

V. Den technischen 
Fortschritt fördern 
1. Wir dürfen in den Technologien, die der 
Schlüssel für moderne wirtschaftliche Ent- 
wicklung sind, wie z. B. der Mikroelektro- 
nik, nicht den Anschluß verpassen. Der 
Vorsprung unserer Konkurrenz ist ge- 
wachsen. Deshalb brauchen wir eine tech- 
nologische Offensive. Die Forschung muß 
sich wieder mehr den Problemen der Pra-. 
xis in der Wirtschaft öffnen. Forschungs- 
ergebnisse müssen schneller in prakti- 
sche industrielle Anwendung umgesetzt 
werden. Wir brauchen Anreize, damit ^ 
allem mittelständische Betriebe mehr qua- 
lifiziertes Personal in Forschung und Ent- 
wicklung beschäftigen. 
2. Wir setzen uns dafür ein, daß sich die 
junge Generation in ihrer Schul- und Be- 
rufsbildung wieder stärker naturwissen- 
schaftlichen und technischen Fächern zu- 
wendet. Die Anwendung modernster 
Techniken in der Wirtschaft ist Vorausset-' 
zung für weiteren Wohlstand und soziale 
Sicherheit. Der Mangel an qualifiziertem 
Nachwuchs für viele technische Berufe 
muß beseitigt werden. 
3. Die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt- 
schaft erfordert Energie zu konkurrenzfä- 
higen Preisen. Deshalb müssen 
— die politischen und verfahrensmäßigef1 

Voraussetzungen für einen zügigen Bau 
von Kohle- und Kernkraftwerken geschaf- 
fen werden. Der Ausbau der Energiever- 
sorgung schafft Arbeitsplätze bei Kraft- 
werksbauern, Zulieferern und der Bauin- 
dustrie. Kernenergie sichert langfristig Ar- 
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heitsplätze durch ein international konkur- 
renzfähiges Strompreisniveau. Sie entla- 
stet zudem unsere Ölrechnung und trägt 
dadurch zur Stärkung unserer Außen- 
handelsbilanz bei und ermöglicht, die Zin- 
sen zu senken. 

die fortschrittlichen Energietechniken 
weiterentwickelt werden. Umweltfreundli- 
che Kohleverbrennung und Kohleverede- 
'Ur>g sind zügig zur technischen Reife zu 
führen. Die über die heutigen Leichtwas- 
serreaktoren hinausführenden modernen 
Entwicklungen von Hochtemperaturreak- 
toren einschließlich kleiner Einheiten und 
schnelle Brutreaktoren, die langfristig 
kr,appes Uran besser zu nutzen vermö- 
9en, müssen in der Forschung und An- 
wendung unterstützt werden. 

"~~ die beschäftigungspolitischen Chancen 
y°n energieeinsparenden Investitionen 
j2- B. Gebäudeisolation, Wärmepumpen, 
Kraftwärmekopplung, Fernwärme, Solar- 
technik), die vor allem kleinen und mittle- 
ren Unternehmen aus dem Bau- und In- 
stallationsgewerbe zugute kommen, ver- 
stärkt genutzt werden. 

• Wir werden die Einführung neuer Infor- 
mations- und Kommunikationstechniken 
Ur>terstützen. Rasches Handeln ist ange- 
sichts der rasanten Entwicklung im Be- 
eich der Telekommunikation notwendig. 

Erforderlich sind die Aufhebung des Ver- 
abelungsstopps,    verbindliche    Investi- 
l0r,spläne der Deutschen Bundespost, ei- 

ne Klärung ihrer zukünftigen Monopolbe- 
jeiche sowie die Aufgabe der Blockade ei- 
er zukunftsträchtigen Medienpolitik 

aurch die SPD. 

• "Technischer Fortschritt und qualitätsori- 
ntiertes Wachstum stehen in keinem un- 
erbrückbaren  Gegensatz zum Schutz 

nserer natürlichen Reserven und der 
J mwelt. Die Reinhaltung der Luft, die Auf- 
h

echterhaltung des natürlichen Wasser- 
haushaltes, die Begrenzung der Meeres- 
erschmutzung,    die    Eindämmung    der 

Lärmbelästigung erfordern gewaltige Inve- 
stitionen des aktiven Umweltschutzes und 
schaffen neue Arbeitsplätze. 

VI. Tarifpartner tragen 
Verantwortung 
1. Die Verantwortung der Sozialpartner für 
Wachstum und Beschäftigung kann ihnen 
niemand abnehmen. Die Löhne sind so- 
wohl als Kostenfaktor wie auch als Ein- 
kommen eine Schlüsselgröße. Ein Prozent 
mehr Lohn und Gehalt machen fast 8 Mrd. 
DM. Wir appellieren an die Tarifpartner, 
bei ihren Verhandlungen verstärkt den 
Wachstums- und beschäftigungspoliti- 
schen Notwendigkeiten Rechnung zu tra- 
gen. Arbeitgeber und Gewerkschaften 
müssen sich zu einer sozialen Allianz für 
Investitionen und für Arbeitsplätze zusam- 
menfinden. Ohne einen maßvollen Lohn- 
abschluß würden andere beschäftigungs- 
politische Maßnahmen wirkungslos blei- 
ben. Lohnpolitische Zurückhaltung und 
Preisdisziplin führen zu mehr Wachstum 
und Investitionen und ermöglichen wieder 
eine Sicherung der Realeinkommen der 
Arbeitnehmer. 
Diese notwendige Umorientierung muß 
durch Angebote zur Ausweitung der indi- 
viduellen Vermögensbeteiligung der Ar- 
beitnehmer erleichtert werden. Dadurch 
soll bewirkt werden, daß sich durch eine 
beschäftigungsorientierte Lohnpolitik die 
Einkommens- und Vermögensteilung 
nicht dauerhaft zu Lasten der Arbeitneh- 
mer verschiebt. Vorschläge hierfür liegen 
von Seiten der Union seit Jahren vor (sie- 
he Beschluß der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion). 
2. Die in der Vergangenheit in den Tarif- 
verträgen praktizierten Lohnnivellierungen 
haben Arbeitsplätze vernichtet und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze erschwert. 
Die Tarifvertragspartner sind aufgefordert, 
die Diskriminierung der körperlichen und 
handwerklichen Arbeit unter Berücksichti- 
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gung der Leistungsgerechtigkeit bei der 
künftigen Tarifpolitik zu beseitigen. 

VII. Den Arbeitsmarkt öffnen 
1. Für Jugendliche müssen weiterhin aus- 
reichend Lehrstellen angeboten werden. 
Dazu ist zunächst die Ausbildungsbereit- 
schaft insbesondere in den kleinen und 
mittleren Betrieben zu erhalten und weiter 
zu stärken. Die Unternehmen mit Beteili- 
gungen der öffentlichen Hand dürfen ihr 
Lehrstellenangebot nicht verringern. Ein 
großer Teil der Jugendlichen konzentriert 
sich in der Berufswahl auf wenige Mode- 
berufe, während vor allem im Handwerk 
viele Ausbildungsplätze mit guten Berufs- 
chancen unbesetzt bleiben. Dieser Ent- 
wicklung müssen wir entgegenwirken. Wir 
appellieren an die Jugendlichen, bei ihrer 
Berufswahl auch die Chancen am Arbeits- 
markt stärker zu bedenken. Wir werden 
die Stellung der Hauptschule im Bildungs- 
system stärken. 
2. Durch Umschichtungen im Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit sind wieder ver- 
mehrt Möglichkeiten der beruflichen Aus- 

und Fortbildung, der Umschulung und der 
Wiedereingliederung zu schaffen. 
3. Die Union fordert private und öffentliche 
Arbeitgeber auf, mehr Teilzeitarbeitsplät- 
ze, auch durch Arbeitsplatzteilung (Job- 
Sharing) anzubieten, wo die betriebliche 
Organisation dies zuläßt. Wir werden prü- 
fen, wie eine Verkürzung der Lebensar- 
beitszeit ohne zusätzliche Belastung der 
Beitragszahler und der Rentenversiche- 
rung durch die Tarifparteien als Angebot 
an ältere Arbeitnehmer vereinbart werden 

kann. 
Über alle Maßnahmen im einzelnen hinaus 
ist eine Rückbesinnung auf die Grundla- 
gen der Sozialen Marktwirtschaft notwen- 
dig: 
— Leistung und soziale Gerechtigkeit 
— Wettbewerb und Solidarität 
— Eigenverantwortung und soziale Si- 
cherheit. 
Nur auf diesem Fundament kann die per- 
sönliche Initiative gestärkt und immer 
mehr Teilhabe des einzelnen am gesell- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Fort- 
schritt verwirklicht werden. 

Die gemeinsame Entschließung 
der Ministerpräsidenten im Wortlaut 
Die Ministerpräsidenten der unionsge- 
führten Länder und der Fraktionsvorsit- 
zende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
sind am 4. Februar 1982 in der rhein- 
land-pfälzischen Landesvertretung in 
Bonn zusammengetroffen, um über die 
gegenwärtige Arbeitsmarktlage und die 
vorgelegten Vorschläge der Bundesre- 
gierung zu beraten. 
Sie sind betroffen von den neuesten Ar- 
beitslosenzahlen, die eine seit 32 Jahren 
nicht mehr gekannte Höhe erreicht haben. 
Die Verantwortung hierfür liegt eindeutig 

und klar bei der falschen Politik der Bun- 
desregierung. 
Die Tatsache, daß die Vorschläge der 
Bundesregierung erst nach monatelanger 
Debatte, die seit Beginn dieses Jahres zu 
totaler Konfusion sich widersprechender 
Vorschläge geführt hat, vorgelegt wurden, 
hat mehr Schaden angerichtet als durch 
jedwedes Programm wieder ausgeglichen 
werden kann. 
In völliger Übereinstimmung werden 
Steuererhöhungen abgelehnt, weil sie 
kein Mittel zur Belebung der Wirtschaft 



UiD 5-11. Februar 1982 • Seite 7 

Prüfung. Dabei ist die Bereitschaft der 
Bundesregierung zu weiteren Einsparun- 
gen zur Finanzierung eines solchen Pro- 
jekts von besonderer Bedeutung. 
Die Bundesregierung wird erneut aufge- 
fordert, die Kürzungen bei den Gemein- 
schaftsaufgaben und bei anderen Ge- 
meinschaftsfinanzierungen ganz oder teil- 
weise rückgängig zu machen. In der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung, in der Verbes- 
serung der Agrarstruktur, im Kranken- 
hausbau, im Hochschulbau, im Straßen- 
bau sind rasch erhebliche Investitionen 
freizusetzen und damit Arbeitsplätze zu 
sichern und zu schaffen. 
Die dafür benötigten Mittel müssen durch 
Kürzungen bei den konsumtiven Ausga- 
ben, auch in Leistungsgesetzen, freige- 
macht werden. Wir verweisen auf die dies- 
bezüglichen Vorschläge des Bundesrates 
und der Bundestagsfraktion, die bisher 
von der Bundesregierung nicht aufgegrif- 
fen worden sind. 

s'nd, sondern nur gegenteilige schädliche 
folgen auslösen. Deshalb wird die Erhö- 
hung der Mehrwertsteuer abgelehnt. Sie 
hätte zudem mit Sicherheit unmittelbare 
Folgen auf Tarifverhandlungen. Eine Mehr- 
wertsteuererhöhung wird die Zustimmung 
der Union nicht finden und kommt damit 
n'cht zustande. 
,rn übrigen findet sich in den Vorschlägen 
der Bundesregierung Nützliches — wie 
die Aufnahme unserer Vorschläge zum 
Wohnungsbau und zu Investitionen der 
Bundespost — und Unnützes nebenein- 
ander. Die Texte liegen erst seit heute 
rnorgen vor. Sie bedürfen einer sorgfälti- 
gen Prüfung im einzelnen. 

Wir wollen Arbeit für Arbeitslose — kein 
Scheinbeschäftigungsprogramm. Wir wol- 
len eine aktive Wirtschafts- und Beschäfti- 
gungspolitik. Insbesondere der Nutzen 
Ur,d der Aufwand von Investitionszulagen 
bedürfen, auch des außerordentlich kom- 
plizierten Verfahrens wegen, sorgfältiger 

Zitate beweisen es 

Der Zickzackkurs von Schmidt, 
Matthöfer und Genscher 
h« 'ner Antwort au' die »persönli- 

Cne" Erklärung des Bundeskanzlers 
zur Vertrauensfrage (5. Februar) zi- 
erte Helmut Kohl Schmidt und ei- 
n|ge seiner Minister, voran Vizekanz- 
ler Genscher, die nach dem „Som- 
Jertheater" einen großen Teil der 
Maßnahmen abgelehnt haben, die 
le j?tzt als neues sogenanntes Be- 

schäftigungsprogramm wieder vorle- 
gen. 

ast zwei Millionen Arbeitslose in unse- 
m Land — das ist eine Herausforderung 

?n die Politik. Aber bloßer „Aktionismus" 
lst nicht die richtige Antwort. 

Sie, Herr Bundeskanzler, haben dieses 
Wort als Warnung selbst gebraucht. 

Vor den Teilnehmern der organisations- 
politischen Tagung der SPD am 2. und 3. 
Oktober 1981 — vor zwei Monaten also — 
haben Sie erklärt: 

„Das, was wir für 1982 tun können, ha- 
ben wir getan, wenn die gegenwärtigen 
Beschlüsse im Gesetzesblatt stehen. 
Das haben wir getan. Alles andere ist 
Aktionismus, was man zusätzlich noch 
empfiehlt ist Aktionismus. Entweder 
müßt Ihr die Steuern erhöhen, um Zu- 
sätzliches zu finanzieren, oder wenn 
wir Kredite aufnähmen, müßten wir in 



UiD 5-11. Februar 1982 • Seite 8 

Kauf nehmen, daß die Zinsen so hoch 
bleiben wie sie sind oder noch höher 
steigen." 

Das alles soll jetzt nicht mehr gelten. 
Jn einer hektischen Aktion hat Ihre Bun- 
desregierung einen Katalog von Maßnah- 
men beschlossen, von denen Sie selbst 
gesagt haben, daß sie nichts bewirken. 

Eindeutig schädlich aber ist die beabsich- 
tigte Erhöhung der Mehrwertsteuer: sie 
treibt die Preise und Kosten an, sie ist ein 
falsches Signal für die laufende Lohnrun- 
de, sie verstärkt die Tendenz zum Steuer- 
und Abgabenstaat. 

Derselben Ansicht ist Ihr Bundesfinanzmi- 
nister Matthöfer. Am 25. Januar 1982 hat 
er erklärt: 

„Auch eine Änderung des Einkommen- 
steuertarifs oder eine Heraufsetzung 
des Mehrwertsteuersatzes mit dem 
ausschließlichen Ziel eines erhöhten 
Aufkommens für Bund, Länder und Ge- 
meinden sollten aus konjunkturellen 
Gründen ausscheiden. Eine Mehrwert- 
steuererhöhung würde zudem Preis- 
steigerungen auslösen, ohne zu den 
gewünschten Strukturveränderungen 
beizutragen. Ein Entzug von Kaufkraft 
aus dem Kreislauf, der nur der Mittel- 
beschaffung dient, nicht aber zur not- 
wendigen Umstrukturierung beiträgt, 
wäre konjunkturell unerwünscht, viel- 
leicht sogar kontraproduktiv." 

Dieser Auffassung ist zuzustimmen. 
Aus diesen Gründen lehnt die Union, die 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU und die 
Unionsmehrheit im Bundesrat die Erhö- 
hung der Mehrwertsteuer entschieden ab. 

Vor allem die FDP wird Gelegenheit ha- 
ben, Farbe zu bekennen. Wie sagten Sie 
doch, Herr Hoppe, auf meine Frage in der 
Haushaltsdebatte vor 14 Tagen? 

„Die  Freien  Demokraten  werden  auf 
Ihrer Position beharren, die da lautet: 

Wer beschäftigungswirksame Maßnah- 
men über Kredite oder Steuererhöhun- 
gen finanzieren will, gefährdet die 
Grundlage solider Finanzpolitik. * 

Und Bundeswirtschaftsminister Graf 
Lambsdorff hat in derselben Debatte am 
20. Januar 1982 noch konkreter Stellung 
genommen. Er erklärte damals: 
Er sei nach gründlicher Diskussion zu 
dem Ergebnis gekommen, daß die Nach- 
teile die Vorteile überwiegen, wenn „eine 
auf das Jahr 1982 beschränkte Investi- 
tionszulage durch eine Mehrwertsteuerer- 
höhung um einen Punkt per 1. Juli 1983 fi- 
nanziert" werde. 

Auch der Vorsitzende der FDP, Hans-Diet- 
rich Genscher, wird sich fragen lassen 
müssen, ob er noch an dem festhält, was 
er in den letzten Wochen und Monaten bei 
vielen Gelegenheiten gesagt hat: zum Bei- 
spiel „daß Ausgabeminderungen der bes- 
sere Weg sind als Einnahmeerhöhungen" 
(Brief an die Mandatsträger vom 20. Au- 
gust 1981); 

oder: „Wirmußten verhindern, daß weitere 
Steuererhöhungen kommen. Wir mußten 
verhindern, daß ein kostenaufwendiges, in 
der Sache unwirksames Beschäftigungs- 
programm vorgelegt wird." (Saarländi- 
scher Rundfunk, 31. Oktober 1981); 
oder: „In der gegenwärtigen Lage würden 
staatliche Beschäftigungsprogramme al- 
lenfalls ein Strohfeuer sein." (Bild-Zeitung, 
6. November 1981) 

Nach der eigenen Aussage von Herrn 
Genscher vertritt die FDP „die Linie des 
wirtschaftlichen Sachverstandes in unse- 
rem Land" (FDP-Pressedienst vom 13. 
November 1981). Herr Genscher, welchen 
Sachverstand meinen Sie da: den vom Au- 
gust, den vom Oktober, vom November 
oder den vom Januar? Sie, Herr Bundes- 
kanzler, sind auf dem falschen Weg, weil 
es Ihrer Politik an Stetigkeit und Verläß- 
lichkeit fehlt. 
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• KOALITION 

Schmidts Demontage 
9eht weiter 

le Demontage des Bundeskanzlers 
Urch seine eigene Partei geht unaufhalt- 

sam weiter. Kaum 48 Stunden nach der 
°n Schmidt im Bundestag herbeigeführ- 
en Abstimmung sind ihm erneut wichti- 

9® Teile seiner Partei in den Rücken ge- 
ilen. 

ieder haben drei SPD-Regionalparteita- 
jjj6  (Niederrhein,  Westliches  Westfalen, 

a|2 und Ostbayern) gegen den Kern der 
ußen- und Sicherheitspolitik der Bundes- 

6gierung und gegen die geltenden Be- 
cnlüsse   der   NATO   votiert.   Wenn   es 

k
tlrT1rnt, daß Herbert Wehner den Bundes- 
kanzler zum Stellen der Vertrauensfrage 
.erredet hat, dann gebührt ihm das Ver- 

,er,st, Schmidt in einen sinnlosen Kraft- 
getrieben zu haben: denn heute steht 

er Bundeskanzler noch schwächer da, 
pS vor der Vertrauensfrage, erklärt der 

ar'amentarische Geschäftsführer der 
Ur»destagsfraktion, Philipp Jenninger. 

H
s  'st  alles  wie  gehabt:   SPD-Minister 

ten 
l°k und FDP-Minister Genscher strei- 
sich öffentlich über das sog.  „Be- 

näftigungsprogramm",   das   uns  eben 
°°h von beiden Parteien als der ganz 

^°ße Wurf vorgestellt worden ist. Herbert 
"Her   milR    crKnn   uilaHar         alc   r»h    PC 

nie 'er muß schon wieder — als ob es 
®,ne Vertrauensfrage gegeben hätte 

0 
Disziplinierungsbriefe an seine Abge- 

sch
neten schreiben, damit sie Helmut 

de 
midt nicht von der Fahne gehen. Und 

r . Cr,ef dieses durch und durch konkurs- 
selh Unternehmens- Helmut Schmidt 
ihm St' Stetlt ohnmächtig vor seiner sich 
de

m Verweigernden Partei und „holzt" statt 
ssen gegen die Opposition. Er merkt 
enbar gar nicht, daß die Krisen, die er 

für den Fall der Regierungsübernahme der 
CDU/CSU an die Wand malt, längst trauri- 
ge Wirklichkeit sind, und daß er selbst 
derjenige ist, der sie zu verantworten hat. 
Das CDU-Präsidium stellte in Bonn fest: 
Die Beschlüsse wichtiger Parteigliederun- 
gen der SPD vom Wochenende zeigen, 
auf welch brüchigem Fundament die Ko- 
alition steht. Die am Freitag so nachdrück- 
lich  beschworene   Einigkeit  habe   noch 
nicht einmal über das Wochenende ge- 
reicht. „Die SPD, die dem Kanzler eben 
noch das Vertrauen aussprach, mißtraut 
seiner Außen- und Sicherheitspolitik so- 
wie der Wirksamkeit seines sogenannten 
Beschäftigungsprogrammes." Die Nieder- 
lagen, die Helmut Schmidt auf den ver- 
schiedenen  Bezirksparteitagen  der SPD 
hinnehmen mußte, sind der Beweis dafür, 
daß es bei der Abstimmung am Freitag 
nicht um eine Vertrauensbekundung ging, 
sondern um eine vom Kanzler seiner eige- 
nen Partei aufgezwungene Demonstration 
der Entschlossenheit, um jeden Preis an 
der Macht zu bleiben. 

Kanzler benutzt Briefe alter 
Nazis gegen die Union 
Der Bundeskanzler hat in der Regierungs- 
erklärung vom 14. Januar 1982 u. a. er- 
klärt: „In der Konsequenz bekommt man 
Briefe von alten Nazis, die unter uns le- 
ben, in denen viel Böses über die Polen, 
über die Russen, über die Bundesregie- 
rung in einem einzigen Atemzug gesagt 
wird. Das ist die Saat, die mit solcher 
Sprache gesät wird." 
Der Obmann der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion im Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages, Karl Miltner, erklärte hierzu: 
Auf meine Bitte, ob diese Briefe dem In- 
nenausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges zugänglich gemacht werden können, 
hat der Staatssekretär im Bundeskanzler- 
amt, Manfred Lahnstein, mir wörtlich ge- 
antwortet: 
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„Der Bundeskanzler ist bereit, dem Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages 
den Inhalt ihm zugegangener Briefe, die 
ihn zu seiner Bemerkung in der Rede vor 
dem Deutschen Bundestag am 14. Januar 
1982 veranlaßten, zur Verfügung zu stel- 
len, wenn es vom Ausschuß gewünscht 
wird. Dabei ist darauf hinzuweisen, daß im 
Bundeskanzleramt wie auch in den Bun- 
desministerien Schreiben ohne Absender- 
angabe nach Kenntnisnahme vernichtet 
werden. Dies trifft auch für den größten 
Teil der von Ihnen angesprochenen Briefe 
zu, da Zuschriften mit nazistischem Inhalt 
zumeist anonym eingehen." 
Da gibt der Bundeskanzler im Deutschen 
Bundestag eine Erklärung ab, diffamiert 
die gesamte CDU/CSU und läßt hinterher 
erklären, die meisten Briefe, auf die er 
sich stützt, seien vernichtet worden, als 
ob es sich um belanglose Postwurfsen- 
dungen gehandelt habe. Die Behauptung, 
daß bei den Bundesressorts Schreiben 
ohne Absenderangaben vernichtet wür- 
den, ist obendrein nicht zutreffend. Auch 
anonyme Schreiben werden aufbewahrt, 
wenn sie von Relevanz sind, wie in dem 
vorliegenden Fall. 
Es gibt nur eine Erklärung: Entweder gab 
es gar keine oder nur wenige Schreiben, 
so daß es den Herren aus dem Bundes- 
kanzleramt jetzt peinlich ist, zuzugeste- 
hen, daß der Bundeskanzler seine ganze 
Attacke nur auf einer Luftblase geritten 
hat. 

Grüne Politiker 
zur CDU übergetreten 
Zwei Politiker der Grünen in Niedersach- 
sen sind kurze Zeit nacheinander zur CDU 
übergewechselt. Der einzige Ratsherr die- 
ser Partei, Günther Hickler, im Uelzener 
Stadtrat verhalf der CDU damit zur Mehr- 
heit. Er begründete seinen Parteiwechsel 
mit der „bundesweiten Entwicklung" der 
Grünen. Vor Hickler war bereits der einzi- 

ge Abgeordnete der Grünen im Kreistag 
von Holzminden, Gerhard Jakobs, ^ 
CDU übergetreten. 

„Komm zurück ..." 
Die SPD, die im vergangenen Jahr 20 0Ö° 
Mitglieder verlor, macht, einer Meldung 
des „Spiegel" zufolge, kritischen Geno5' 
sen jetzt den Parteiaustritt schwer. Seit e1' 
nigen Tagen schickt die Bonner Parteizen' 
trale all jenen SPD-Mitgliedern ihre Parte1' 
bücher samt Begleitbrief zurück, die We' 
gen des Ausschlusses von Karl-HeinZ 

Hansen die Sozialdemokratische Part?1 

verlassen wollen. Hansen, so belehrt d' 
zuständige Referentin die Abtrünnig^' 
sei nicht wegen seines Engagements fü 

den Frieden ausgeschlossen worded 
sondern weil er prominente und regiert' 
de Genossen beleidigt und diffamiert W' 
be. Schlußsatz: „Ich bitte Dich, Deinen 

Austritt noch einmal zu überdenken." W 
läge: Parteibuch. 

Jusos fordern 
Parteisäuberung 
In einem von Willi Piecyk, bis zum Ende 

der ersten Jahreshälfte 1982 amtierend6 

Juso-Chef, veröffentlichten ThesenpaP'f 
fordern die SPD-Junioren die Mutterpart6 

auf, sich politisch-inhaltlich und persone 

in Richtung (Jung-)Sozialismus zu ernejjj 
ern. Es heißt dort, die SPD sei zu ein^ 
bloßen Anhängsel der Bundesregieru^ 
und einem sozialliberalen Wahlverein h*r 

untergekommen. Nach Auffassung de,( 
Juso-Vorsitzenden-Kandidaten Rud°^ 
Härtung muß die Partei „wieder eine M# 
senorganisation zur Vertretung der Art>e 

terklasse" werden. 
Der April-Parteitag in München müsse e 

ne Wende bringen. Hierzu sei es auch e 

forderlich, daß Parteitagsbeschlüsse ' 
SPD-Mitglieder in der Regierung verbind 
eher Ausgangspunkt ihres Handelns Wu 

den. 
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KOMMUNEN 

Bonn für die Finanzmisere in Städten 
und Gemeinden verantwortlich 
cm i rer 9roßer* Anfrage hat die 
gr

u
k
u/cSU-Bundestagsfraktion die 

*cnwierige Situation der Städte, 
gemeinden und Kreise der breiten 
die A tlichkelt bewußt gemacht. Aber 

Antwort der Bundesregierung auf 
erki"1"6 An,rage 's* unzulänglich, 

klarte der kommunalpolitische 
DebeCner Horst Waffenschmidt in der 

V|e will eine heile Welt der kommunalen 

Wirkiel^StVerwa'tun9 zeicnnen> die es in 
tion elt nicht gibt Wie sieht die Situa" 
aus->UnSerer Gemeinden neute tatsächlich 
kom Qfößte Sorgenbereich  ist die 
städt 

lunale Finanzsituation. Der Deutsche 

bedl nennt die Finanzla9e der Städte 
r6ch

rohlich. Dies führt dazu, daß ausge- 
und "J6* in diesem Jahr, wo Investitionen 
der ^

0mmunale Aufträge zur Besserung 
diq   ?scnaft'9ungslage dringend notwen- 
er  

Waren, die kommunalen Investitionen 

Wem"* Um mnd 5 Mrd- DM zurückgehen 

r^g:Politik des Bundes zu Lasten der Ge- 

Punk?6n erreichte ihren atzten Höhe- 
ais H be' der S09enannten Operation '82, 
*e J-t Mehrhe't des Bundestages Geset- 

zen '! mehr als 2 Mrd- DM neuen Jahrli" 
Djes 

Lasten für die Gemeinden beschloß. 
Polif War Und ist ein unerträglicher finanz- 
ier r°her Verschiebebahnhof zu Lasten 
heit ^emeinden- Wir haben es der Mehr- 
9en 6S Bundesrates und ihren Vorschlä- 
aUs 

s°wie der Arbeit des Vermittlungs- 
ser D Usses zu danken, daß ein Teil die- 

ucksichtslosigkeit   gegenüber   den 

Gemeinden nicht Realität wurde. Wenn 
die Bundesregierung seit Monaten von 
Beschäftigungsprogrammen redet und zu- 
gleich den Gemeinden als Hauptträger öf- 
fentlicher Investitionen die Möglichkeiten 
für beschäftigungswirksame Maßnahmen 
drastisch beschneidet, dann ist dies eine 
höchst inkonsequente Politik und zugleich 
eine traurige Irreführung der Bürger. 
Entscheidend ist jetzt, daß wirklich eine 
Wende eintritt in der Bundespolitik. Die 
wichtigste Forderung für die Gemeinden 
ist eine bessere Wirtschaftspolitik: Lei- 
stung muß sich lohnen und darf nicht 
durch immer neue Erhöhungen von Steu- 
ern und Abgaben bestraft werden. Private 
Investitionen, z. B. im Wohnungsbau, und 
Innovationen in den Betrieben müssen 
nachhaltig gefördert werden. Flankierend 
dazu muß die kommunale Investitionskraft 
gestärkt werden. Notwendig sind nicht 
kurzfristige finanzpolitische Strohfeuer, 
sondern eine dauerhafte Strategie: 

0 Ein Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages, der festlegt: Keine weiteren Geset- 
ze und Pläne des Bundes zu Lasten der 
kommunalen Finanzen. Die kommunalen 
Körperschaften müssen sich bei ihren In- 
vestitionsentscheidungen darauf verlas- 
sen können, daß in den kommenden Jah- 
ren nicht erneut ein finanzpolitischer Ver- 
schiebebahnhof zu ihren Lasten entsteht, 
wie durch die Koalitionsbeschlüsse zur 
Operation '82. 

Q Weitere Überprüfung der Leistungsge- 
setze und Subventionen, die die Gemein- 
dehaushalte belasten, um Finanzmittel für 
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Investitionen und damit Sicherung von Ar- 
beitsplätzen bereitzustellen. Auch im Bun- 
deshaushalt sind Umschichtungen not- 
wendig, um mehr Investitionen zu fördern. 
Viele Gemeinden könnten dann sofort 
baureife Projekte in Angriff nehmen. 
0 Wirksame Maßnahmen zur Beschleuni- 
gung der Asylverfahren, die von Ländern 
und Gemeinden seit Monaten dringlich an- 
gemahnt werden, sind nun überfällig. Viele 
Städte und Gemeinden können die Pro- 
bleme und Finanzlasten durch den An- 
sturm von Wirtschaftsflüchtlingen nicht 
mehr verkraften. 
0 Die Fortführung der Gemeindefinanz- 
reform muß auf der Tagesordnung der 
Bundespolitik bleiben. Bund und Länder 
müssen gemeinsam um die bessere Qua- 
lität der Finanzausstattung der Gemein- 
den ringen. Das bedeutet vor allem weni- 
ger Zuschüsse und Einzeldotationen und 
statt dessen mehr Steuerbeteiligungen 
und Finanzmittel zum eigenverantwortli- 
chen Einsatz. 
Das gesamte Verfahren für die Beantra- 
gung, Bewilligung und Abrechnung von 
Zuschüssen kostet Bund, Länder und Ge- 
meinden pro Jahr rund 1 Mrd. DM an Ver- 
waltungskosten. 
0 Verzicht auf die Verbandsklage, die die 
Bundesregierung im Umweltschutz ein- 
führen will. Dies zusätzliche Rechtsmittel 
bringt neue Investitionshemmnisse. Es 
würde auf Dauer auch nicht auf den Um- 
weltschutz beschränkt bleiben. Auch wir 
wollen Bürgerbeteiligung und Bürgerinfor- 
mation. Aber nach einer Phase des Ge- 
spräches muß die Entscheidung kommen. 
Und die Entscheidung müssen die nach 
Verfassung und Gesetz Verantwortlichen 
treffen, insbesondere die vom Volk ge- 
wählten Parlamente. 
In der Debatte führt der stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende Alfred Dregger fol- 
gendes aus: 
Mit zwei Dritteln der öffentlichen Investi- 

tionen sind die Gemeinden Hauptfrage 
der Konjunktur, insbesondere der B^' 
konjunktur. Was hat es für einen Sinn, in 

Bonn ein Beschäftigungsprogramm zU' 
sammenzuklauben und gleichzeitig zuz^' 
lassen, daß die Gemeinden investitionsüf1' 
fähig werden? Was an kommunalen lnve' 
stitionen verlorengeht, kann durch Bun' 
desprogramme von 6 oder 10 Mrd. ^ 
nicht wieder gutgemacht werden. 

Wenn nicht nur einzelne Gemeinden |p 

Schwierigkeiten geraten, wenn jetzt nahe' 
zu alle Gemeinden gezwungen sind, da 
konjunkturpolitische Falsche zu tun, nä^' 
lieh die Abgabenlast zu erhöhen, den Ka' 
pitalmarkt verstärkt in Anspruch zu ne"1' 
men und zugleich die Investitionen zu kU 
zen, dann kann das nicht örtlich verUr 

sacht sein, dann kann das nur an & 
Rahmendaten liegen, die vom Bund Qe' 
setzt werden. 

Steuererhöhungen,     auch     kommuna' 
Steuererhöhungen    müssen    vermied0 

und die normalen Investitionsquoten rflü5 

sen aufrechterhalten werden. Das setzt e 
ne    Umstrukturierung    der    öffentlich 
Haushalte voraus. Weg vom Übermaß a 

Personalausgaben    und   Transferleistu 
gen. Nur so kann das Tempo der NeuVe 

schuldung   und   der  Ausgabenerhöhun_ 
gestoppt und Raum für Investitionen Z 
rückgewonnen werden. Diese UmstruKt ^ 
rierung kann  nur vom  Bund eingelejjef 

werden. Die Führungsaufgabe obliegt o 
Bundesregierung.   Sie  ist   ihr  bis   heu 

nicht einmal in Ansätzen gerecht ge^° 
den. 

Nur eine Politik, die Steuer- und Abgat>e£ 
lasten begrenzt und Spielraum für Inve*1'' 
tionen schafft, kann die Volkswirtschaff' 
Bewegung    bringen,    Vollbeschäftigt 
schaffen   und   den   Gemeinden   zug'e cr 

den Rang zurückgeben, den sie nach def 

Verfassung haben, nämlich eigenvera^1 

wortliche Gestalter der örtlichen Geme'n 

schaffen zu sein. 
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• AUSLÄNDERPOLITIK 

Regierung hat versagt und die 
Probleme auf andere abgewälzt 
*e9ierung und Koalition haben in 
: Jr Ausländerpolitik versagt, stellte 
jjlfred Dregger in der Debatte im 
Bundestag fest. Die Regierung hat 
p   Dinge treiben lassen, sie hat die 
J"°bleme verdrängt und die Lasten 
au! f "dere abgewälzt, insbesondere 

Länder und Gemeinden. 

^Ie Warnungen des Bundesinnenmini- 
sters vor Ausländerfeindlichkeit wir- 

haf1 Um S0 Peinl'cner. a's er nichts getan 

der 
'icher 

• um ihr vorzubeugen. Die Untätigkeit 
'r °Ur,desregierung ist um so unverzeih- 
eirtr' a'S die Opposition auch auf diesem 

de . ~~ vergleichbar der Energie- oder 
r Sicherheitspolitik — im Interesse un- 
res Landes alles getan hat, um der Re- 

au
6r^n9 die Arbeit zu  erleichtern.  Aber 

re°\A/in der Aus|änderpolitik wurden unse- 
Warnungen in den Wind geschlagen, 

itia!
ere Motive verdächtigt und unsere ln- 

^lat,ven zurückgewiesen. 

von ^6tZt' nacnclem die Entwicklung den 
\j Uns erwarteten und vorausgesagten 
ArhaUf 9enommen hat, erst nachdem die 
res ®Jtsl°sigkeit ein immer bedrückende- 
auf maß annimmt und Ausländer auch 
Konif Arbeitsmarkt   zunehmend   als 
jet    

Urrenten   empfunden   werden,   erst 
tion       gen Bundesregierung und Koali- 

an, aufzuwachen und nachzudenken. 

daß Uß fÜr die Zukunft vermieden werden, 
°de aßS ^edem Aufenthalt zu Erwerbs- 
rja 

Blldungszwecken ein Anspruch auf 
Wac^

raufenthalt mit Familiennachzug er- 
Ausr     Wer wünscht daß der Zuzug von 

andern    auch    in   Zukunft    möglich 

bleibt, muß fordern, daß ihre Rückkehr in 
die Heimat die Regel ist. Das zu fordern, 
ist keineswegs unmoralisch. Die von uns 
ins Land gerufenen Ausländer — und 
nicht alle wurden gerufen — sind in ihrem 
eigenen Interesse gekommen. So wird es 
auch in Zukunft sein. Ihnen wurde und 
wird ein — im Vergleich zu ihren Heimat- 
ländern — attraktiver Arbeitsplatz und ein 
überaus attraktives Sozialsystem angebo- 
ten. Für ihre Heimatländer sind sie eine 
wichtige Devisenquelle. 
Es entspricht unserer Grundauffassung, 
daß wir die Bemühungen der Ausländer 
um die Erhaltung ihrer nationalen Identität 
anerkennen. Wir wollen niemanden ger- 
manisieren. Wer Deutscher werden kann 
und will, dem soll Gelegenheit dazu gebo- 
ten werden. Einen Anspruch auf Einbürge- 
rung lehnen wir jedoch ab. Was keinem 
Verein zugemutet wird, daß Außenstehen- 
de einen Anspruch auf Mitgliedschaft ha- 
ben, kann auch unserem Staat nicht zuge- 
mutet werden. Wie das Beispiel gerade 
der Türken zeigt, gibt es auch in der zwei- 
ten Generation Ausländer, die nach Men- 
talität und Sprachgewohnheit Ausländer 
geblieben sind und bleiben wollen. Ist das 
der Fall, dann kann eine Einbürgerung 
nicht in Frage kommen. Wer nicht auch 
nach Sprache und innerer Einstellung 
Deutscher werden will oder kann, muß als 
Ausländer unter uns leben und sich den 
dafür geltenden Regeln unterwerfen. 
Die Integration der unter uns lebenden 
Ausländer muß gefördert werden. Integra- 
tion bedeutet nicht Assimilation. Die Auf- 
gabe der Integration stellt sich gerade bei 
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denjenigen Ausländern, die nicht Deut- 
sche werden wollen, die aus anderen Kul- 
turkreisen stammen und ihre Eigenart be- 
wahren wollen. Bei dieser schwierigen 
und nicht immer voll zu erfüllenden Inte- 
grationsaufgabe kann auf die Mithilfe kari- 
tativer Organisationen nicht verzichtet 
werden. Sie bedürfen der staatlichen Un- 
terstützung und verdienen große Aner- 
kennung. 

Besondere menschliche Verpflichtungen 
haben wir gegenüber den Kindern der 
Ausländer. Bei ihnen konkurrieren die Ein- 
flüsse der Heimat ihrer Eltern und der 
neuen Umgebung. Für diese jungen Men- 
schen sind Bildung und Ausbildung von 
entscheidender Bedeutung. Das gilt unab- 
hängig davon, ob sie in Deutschland blei- 
ben oder — hoffentlich als unsere Freun- 
de — in ihre Heimat zurückkehren wer- 
den. Integration setzt Deutschkenntnisse 
voraus. Diese sind auch eine unentbehrli- 
che Voraussetzung für integrierte Klassen 
an unseren Schulen. 

Die Interessen der deutschen Kinder wer- 
den aufs schwerste verletzt, wenn sie als 
Minderheit in Schulklassen unterrichtet 
werden, deren Mehrheit Ausländerkinder 
ohne gute Deutschkenntnisse sind. Für 
Ausländerkinder, die nicht ausreichend 
Deutsch können, muß es im Interesse bei- 
der Seiten auch Ausländerklassen geben, 
wobei u. a. durch verstärkte Lehrerzuwei- 
sung darauf hingewirkt werden muß, daß 
diese Ausländerkinder integrationsfähig 
und -bereit werden. 

In der gleichen Debatte erklärte MdB 
Carl-Dieter Spranger: Die Ausländerpoli- 
tik der Bundesregierung ist ein getreues 
Spiegelbild ihrer Gesamtpolitik: Sie ist un- 
glaubwürdig, unrealistisch und geschei- 
tert. 1977 hat die Bundesregierung erklärt: 
„Die Bundesrepublik Deutschland ist kein 
Einwanderungsland." Heute, 1982, ist die- 
se Aussage durch die dramatische Zunah- 

me der Ausländer längst widerlegt wor' 
den. Kein ausländerpolitisches Gesafl1'' 
konzept der Bundesregierung hat die5 

verhindert. 

Tatsachen beweisen das Versagen ^ 
Bundesregierung: Unter der Regiert 
Schmidt/Genscher 

— stieg die Zahl der Ausländer von run 
2,3 Mio. im Jahre 1969 auf offiziell über4'7 

Mio. Unter Einbeziehung der Dunkelzif|e 

und der illegalen belaufen sich die Scha 
zungen auf über 5 Mio.; 
— ist der Anteil der Ausländer damit a 
ca. 8 Prozent der Gesamtbevölkerung 
Teilbereichen bis weit über 25 Prozent w 
gestiegen; 
— hat sich der Anstieg dramatisch e' 
höht, denn die Zahl der Ausländer wucn 
allein 1978 um 650 000 = 16,3 Prozent; 

— wurde durch  die  Konzentration un 
Gettobildung    in    den    Ballungszentr^ 
Deutsch in vielen Schulen zur Mindern*1' 
tensprache; 
— 1980 betrug der Anteil der ausländj' 
sehen Straftatverdächtigen 15 Prozeß 
bei Rauschgiftdelikten und der Gewalt^' 
minalität bis über 25 Prozent; 
— der staatlich geduldete Mißbrauch ^' 
seres Sozialstaates, des Asylrechts, ^ 
Aufenthaltsrechts erreichte nie gekannt 
Ausmaße; 
— die    Grenzen    der    wirtschaftlich^' 
strukturellen,  sozialen  und  psychisch 
Belastbarkeit des deutschen Volkes durcp 

Ausländer wurden weit überschritten; 

— das noch vor Jahren vorbildliche ^f 
hältnis zwischen Deutschen und Ausl^ 
dem ist nachhaltig gestört; 
— Ausländerfeindlichkeit macht sich de5 

halb breit. 

Diese Entwicklung ist gefährlich für d*$ 

soziale Klima in unserem Lande, für da 

Ansehen der Bundesrepublik Deutsch^ 
und ihre demokratischen Institutionen 

J 
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CDU OLDENBURG 

Albrecht-Politik fortsetzen 
verh   1? Partelta9 des CDU-Landes- 
lanrf      s 0ld«nburg rief dessen 
sisrh.VOrsltzender' der niedersäch- 
Qerh 6 Landw|rtschaftsminister 
auf ^u GluP> die Delegierten dazu 
daß «    aMer Kraft dafür zu kämpfen, 
toiarlV L1 in Zukunf* die bisherige er- 
sacho °    A,brecht-Politik in Nieder- 

en fortgesetzt werden könne. 

liU Ml!telPunkt dieser Politik, stellt Glup 
fest S?'nem Rechenschaftsbericht weiter 

'°gie ne der Mensch und nicht die ldeo" 
rriens .,eshalb sei die Grundlage des 
die Fa en Zusammenlebens, nämlich 
stärkt ' durch die Albrecht-Politik ge- 
durch W°rden- Diese Stärkung sei sowohl 
Eltern h"6 größere Verantwortlichkeit der 
ne m ^,der Erziehung als auch durch ei- 
erreicu.erie,,e Besserstellung der Familie 
der seh WOrden- Auch die Herauslösung 
ideoio politischen Diskussion aus ihrer 
rr,ensf?fchen Befangenheit und die Ver- 
d'ensitri 9 der Schule sei ein Ver" 
Die • Landesre9ierun9- 
Ök0rio

ÖSUn9 der Spannungen zwischen 
Aufgah

mie und Ökologie ist für uns eine 
Q|Up w

6.mit besonderer Priorität, führte 
gen fü 

e'ter aus- Dje berechtigten Anlie- 
rnit AJ Erhaltung der Umwelt müßten 
£ink|an

9enmaß betrieben werden und in 
sen stph mit ökonomischen Erfordernis- 
hältnis , en- Dies gelte sowohl für das Ver- 
ein lndustrie und Umwelt als auch für 
Schaft    Wlchti9en Bereich der Landwirt- 

2u die^r darauf hin' daß die Alternative 
S°2ialis 

P°litik nur Kol|ektivismus und 
Hindern^53 heißen könne. Diese zu ver- 
sten Ein ausschließlich durch höch- 

satz und größte Geschlossenheit 

der CDU erreicht werden. Diese Ge- 
schlossenheit und diesen Einsatz auch in 
diesem Landtagswahlkampf zu zeigen, 
forderte Glup die Delegierten und CDU- 
Mitglieder auf. Es gelte, am 21. März in 
Niedersachsen die absolute Mehrheit zu 
erringen. Nur dadurch könne die Kontinui- 
tät in der niedersächsischen Politik sicher- 
gestellt werden. 
CDU-Generalsekretär Heiner Geißler 
nannte auf dem Landesparteitag der Ol- 
denburger CDU den im Deutschen Bun- 
destag gemachten Vorwurf des Bundes- 
kanzlers, die CDU blockiere das Investi- 
tionsprogramm der Bundesregierung, ein 
durchsichtiges Täuschungsmanöver. Das 
Programm enthalte zum Teil richtige Vor- 
schläge, die die CDU schon vor einem 
Jahr gemacht habe, von der Koalition da- 
mals aber leider abgelehnt worden sei. 
Die CDU werde aber eine Erhöhung der 
Mehrwertsteuer verhindern, da diese 
durch ihre negative Wirkung auf den Wirt- 
schaftskreislauf weitere Arbeitsplätze ver- 
nichte. Statt dieses deshalb wirkungslo- 
sen Programms fordere die CDU einen 
grundsätzlichen Kurswechsel der Wirt- 
schafts- und Arbeitsmarktpolitik. 

Im weiteren Verlauf des Parteitages wur- 
den Delegierte gewählt für den Parteiaus- 
schuß der CDU in Niedersachsen und 
mehrere Anträge verabschiedet. So for- 
derte der CDU-Landesverband Oldenburg 
u. a. die unverzügliche Novellierung des 
Wehrpflichtgesetzes, wobei die Beibehal- 
tung des Vorrangs der allgemeinen Wehr- 
pflicht sicherzustellen ist, die Gewissens- 
prüfung vor einem Prüfungsausschuß für 
diejenigen, die von ihrem Recht auf Ver- 
weigerung des Wehrdienstes Gebrauch 
machen wollen, jedoch abzuschaffen sei. 
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ZITATE 

Vertrauen? 
Die Schwalbe des einmütigen Vertrauens- 
votums für den Bundeskanzler beschert 
der Koalition noch keinen neuen Sommer. 
Als sollte hier jedem Mißverständnis vor- 
gebeugt werden, eröffnete der sozialde- 
mokratische Wohnungsbauminister Haack 
sogleich beim Mietrecht den begrenzten 
Konflikt an der Beschäftigungsfront, und 
FDP-Chef Genscher schlug prompt zu- 
rück. Welche Harmonie! 

Kölner Stadt-Anzeiger, 8. Februar 1982 

Trotz Vertrauensvotum: Regierungslager 
ist uneins! Die Welt, 8. Februar 1982 

Nur kurz hielt die Hoffnung der Koalitions- 
führung, das spektakuläre Vertrauensvo- 
tum für Helmut Schmidt könnte der Bevöl- 
kerung die völlige Einigkeit der sozial-libe- 
ralen Regierungsparteien vorspiegeln. 
Schon am Wochenende hat das Gerangel 
wieder begonnen, und Herbert Wehner 
mußte erneut in einem Brief seine Frak- 

tionskollegen ermahnen, bei den bei- 
stehenden  eventuellen  ÄnderungsaW 
gen auf die FDP Rücksicht zu nehmen- 

Stuttgarter Nachrichten, 8. Februar 1^ 

Daß   die   Sozialdemokraten   irgend^ 
noch einmal Tritt fassen könnten unO 
der Lage wären,  sich als geschlosst 
Partei zu präsentieren, ist wohl nicht me 

zu erwarten. ^ 
Stuttgarter Nachrichten, 9. Februar W 

Der Applaus aus den Koalitionspa. - 
für den Bundeskanzler ist kaum verkljL 
gen nach dem Vertrauensvotum, da st 
sich ein, was vorher bereits zu befüren' 
war. In der Sache zerren die Partner P* 
wie vor am Lebensnerv der Koalition. 

Süddeutsche Zeitung, 8. Februar 1 

Allmählich beginnt Helmut Schmidt so9, 
seinen Gegner leid zu tun. Je mehr et (i 

Händen und Füßen rudert, um die P8ng 
daran zu erinnern, daß Regierungspo* >< 
die Kunst des Möglichen ist, um so ff*., 
versinkt seine Autorität im Sumpf von " 
teitagsbeschlüssen, die seine Glaubt 
digkeit ungeniert desavouieren. ^ 

Main-Post (Würzburg), 9. Februar 1 
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